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EINBÜRGERN IM AARGAU 
„Citizenship is one of the most important concepts in politics, and among the 
most widely discussed by political scientists. It defines the identity of individuals 
insofar as that identity is related to the role they play in the political 
community.”
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Kaum ein Thema wird in der Schweizer Politik so emotional diskutiert wie die 
Frage der Verleihung des Bürgerrechts, oder eben deren vorgelagerter Prozess: 
Das Einbürgerungsverfahren. Die Staatsbürgerschaft ist etwas exklusives, 
scheint zuweilen fast heilig und unantastbar. Mit ihrer Verleihung ist für viele 
Schweizerinnen und Schweizer mehr verbunden als ein simples einfaches rotes 
Dokument. Gerade der Emotionalität der Diskussion wegen tut eine nüchterne 
Betrachtung der Sachlage Not. Sie kann, wenn denn zielführend, Behörden und 
BürgerInnen den Umgang mit einer bisweilen schwierigen Institution erleich-
tern.
Noch gibt es keine einheitliche Lösung für die gesamte Schweiz. Die Kantone 
und Gemeinden handhaben die Einbürgerungen weiterhin mit grossem Spiel-
raum, eingeschränkt einzig durch einige Entscheide des Bundesgerichts in den 
letzten Jahren. Nicht immer ist es für die betroffenen Mitglieder von Einbürge-
rungskommissionen, Einwohnerräten und Behörden einfach, zwischen berechti-
gen Vorbehalten und Diskriminierung oder guter und schlechter Integration zu 
unterscheiden. Noch schwieriger zu beantworten ist die Frage, wie die empirisch 
nur schwer fassbaren Begriffe, wie es gerade die „Integration“ ist, im Einzelfall 
zu messen sind. Das „Handbuch zur ordentlichen Einbürgerung von Ausländern 
in den Aargauer Gemeinden“ gibt einen leicht verständlichen und praxistaugli-
chen Überblick über die Situation im Kanton Aargau. Und der Autor macht kon-
krete Vorschläge zur erwähnten Problematik. 
Das Handbuch soll betroffenen Behörden und interessierten Bürgerinnen und 
Bürgern einen Überblick über die Situation der Einbürgerungen im Kanton Aar-
gau verschaffen und ihnen ihre Arbeit erleichtern. Es ist die erste Veröffentli-
chung aus der Reihe q.e.d des Verlags für Aargauer Kultur und Wissenschaft 
AKW.
Cédric Wermuth 
Chief Editorial Board 
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Vorwort des Autors 
Meine Arbeit in der Einbürgerungskommission der Gemeinde Niederlenz hat 
mich zum Verfassen dieses kleinen Handbuches inspiriert. Es richtet sich an 
Entscheidungsträger in den Behörden, aber auch an alle, die sich einen Über-
blick über das Einbürgerungsverfahren verschaffen wollen. Gerade in den letz-
ten Jahren hat sich das Thema der Einbürgerung auf Gemeindeebene auf der 
politischen Agenda prominent positioniert und immer mehr Bürgerinnen und 
Bürger interessieren sich für das Verfahren in ihrer Gemeinde und wünschen 
zusätzliche Informationen.  
Ich habe die Hoffnung, dass der vorliegende Text gerade auch die Arbeit der 
Gemeindebehörden (seien es Kommissionen, Gemeinderäte oder Parlamente) 
vereinfachen kann und als konzises Navigationsinstrument durch den Paragra-
phendschungel des Verfahrens der ordentlichen Einbürgerung wahrgenommen 
werden wird.
An dieser Stelle möchte ich mich herzlich bei Herrn Gemeinderat Thomas Ran-
don, Präsident der Einbürgerungskommission der Gemeinde Niederlenz, bedan-
ken, der das Entstehen des Buches mit vielen Gesprächen begleitet und gefördert 
hat. Ebenfalls gebührt Frau Prof. Dr. Helen Keller einen grossen Dank für das 
Durchlesen des Manuskripts und den Hinweisen zur Materie. Erkenntlich bin ich 
ebenfalls Frau lic.iur. Karin Waldmeier, Leiterin des Bürgerrechtsdienstes im 
Departement Volkswirtschaft und Inneres, für die kritische Durchsicht des Tex-
tes.
Lehre und Rechtsprechung sind berücksichtigt bis 1. Juli 2008. 





Am 1. Juni 2008 wurde die Volksinitiative „Für demokratische Einbürgerungen“ 
von Volk und Ständen klar abgelehnt.1 Ohne diese Entscheidung des Souveräns 
politisch werten zu wollen, kann doch festgestellt werden, dass damit die rechtli-
che Kontinuität im Verfahren der ordentlichen Einbürgerung von Ausländern 
erhalten bleibt; die Umsetzung der Initiative, die den Rechtsschutz im Bereich 
des ordentlichen Einbürgerungsrechts nicht mehr erlaubt hätte, bleibt den Kan-
tonen und Gemeinden also erspart.2
Trotzdem wird das Einbürgerungsrecht in mittlerer Zukunft eine Baustelle blei-
ben: So läuft bis im November dieses Jahres die Referendumsfrist für eine Re-
form des Bundesgesetzes über Erwerb und Verlust des Schweizer Bürgerrechts 
(BüG).3 Sie bringt verschiedene Reformen ein, die aber für die Praxis der Aar-
gauer Gemeinden voraussichtlich keine nennenswerten Neuerungen einbringen 
werden. Als wichtigster Reformpunk kann Art. 50 des revidierten BüG gelten, 
der die Kantone verpflichtet, letztinstanzliche kantonale Gerichte für Einbürge-
rungsmaterien zu benennen, um so das Bundesgericht durch die Zwischenschal-
tung einer zusätzlichen Gerichtsbehörde zu entlasten. 
1 Bundesblatt (BBl.) 2008 6161 ff. 
2 Für einen guten Überblick über die potentiellen Folgen und der Entwicklung der Rechtslage seit 
den umstrittenen Bundesgerichtsurteilen vom Jahr 2003: WENGER David R., Was weiss die 
Politik schon vom Recht… Szenarien einer Umsetzung der Einbürgerungsinitiative, ZBl 2007 424 
ff.
3 BBl. 2008 6151 ff. 
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I. Kurze Geschichte und Bedeutung der Staatsbürger-
schaft
Die „Staats-Bürgerschaft“ (in der Schweiz häufig als Bürgerrecht bezeichnet) 
wie wir sie heute kennen, hat sich in ganz Europa langsam im Laufe von Jahr-
tausenden, entwickelt. Nach der Verleihung des römischen Bürgerrechts (civitas) 
an die freien Bewohner des Imperiums im Jahre 212, als alle im Reich dauerhaft 
anwesenden Personen systematisch in Bürger (civis romanus) und Ausländer 
(peregrinus) geteilt wurden4, ging im Laufe des 5. und 6. Jh. v. Chr. der Begriff 
der Staatszugehörigkeit als Anknüpfungspunkt für die Zuerkennung von politi-
schen und kommerziellen Rechten und Pflichten im Zuge des allgemeinen Zu-
sammenbruchs des Römischen Rechtssystems unter und wurde auch in der 
Schweiz durch Stammes-Identitäten, Religionszugehörigkeiten (Christen oder 
Altgläubige) oder andere, ethnische Kriterien, abgelöst.5 Man war nicht nur 
Römer, Kelte oder Alemanne, man war spezifisch Alemanne eines bestimmten 
Stammes (tribus) oder einer gewissen Sippe und je nach ethnischer oder familiä-
rer Zugehörigkeit wurden Gesetze angewendet oder eben nicht. Im gleichen 
Dorf oder in der gleichen Stadt galten verschiedene Gesetzessysteme nebenein-
ander: Das römische für die Römer, das „barbarische“ für die neu zugezogenen 
Barbaren, je nach Familienzugehörigkeit. Die territoriale Anwendung der Geset-
ze, wie sie im Imperium bis dahin gegolten hatte (und wie wir sie auch heute 
wieder kennen), die nur zwischen civis romanus und peregrinus unterschied, 
wich einer unübersichtlichen Vielzahl von persönlichen Rechtssystemen, die an 
4 HAUSMANIGER Herbert/SELB Walter, Römisches Privatrecht, Wien 2001, S. 75. 
5 CARBASSE Jean-Marie, Manuel d'Introduction historique au droit, Paris 2002, S. 91 ff. 
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die Nachkommen weitervererbt wurden und sich mit der Zeit völlig der politi-
schen Kontrolle durch den schwachen imperialen Zentralstaat entzogen.6
In der Schweiz und damit auch im Aargau entwickelte sich im Hochmittelalter 
aus diesem Flickenteppich von römischem (schriftlichen) Recht und „barbari-
schem“ (mündlichen) Gewohnheitsrecht eine Vielzahl von abgeschwächten und 
abgestuften Bürger-Rechten, die bis ins 18. Jh. Fortbestand fanden. Tatsächlich 
regelte jeder Kanton bzw. Ort der alten Eidgenossenschaft sein Bürgerrecht 
selbst. Ein einheitliches Schweizer Bürgerrecht für alle Bewohner der eidgenös-
sischen Gebiete gab es nicht. Ein solches wurde erst mit der Ausrufung der Hel-
vetischen Republik und ihrer Verfassung 1798 eingeführt.7 Alle Menschen in-
nerhalb der Staatsgrenzen wurden zu Schweizern erklärt – egal, welche 
Religion, welchen politischen Status oder welche soziale Stellung sie bis dahin 
innehatten. Im Laufe der vielen darauf folgenden politischen Wirren wurde diese 
sehr grosszügige Regelung schnell wieder zurückgenommen. Erst ab 1848 gab 
es ein einheitliches Schweizer Bürgerrecht: Dieses wurde nun dem kantonalen 
Bürgerrecht übergestülpt. Wer Bürger eines Kantons war, wurde automatisch 
auch Schweizer Bürger. Viele Menschen in der Schweiz blieben aber ausge-
schlossen, obwohl sie alle sprachlichen und ethnischen Merkmale ihrer Mitbür-
ger aufwiesen: Gewisse Arme wurden zu sog. „Heimatlosen“, weil ihr Kanton 
Angst hatte, bei einer Verleihung des Bürgerrechts für sie aufkommen zu müs-
sen. Schliesslich musste 1851 ein Gesetz geschaffen werden, um die Kantone zu 
zwingen, auch den „Armengenössigen“ das Bürgerrecht zu verleihen und so die 
Entstehung von Tausenden „staatenlosen“ Menschen zu verhindern. Die 
6 Für die Beschreibung der schrittweisen Verleihung des römischen Bürgerrechts an immer grösse-
ren Bevölkerungskreisen in der Schweiz bis zur Spätantike: FURGER Andreas (Hrsg.), Die 
Schweiz zur Zeit der Römer, Zürich 2001. 
7 DÜRRENMATT Peter, Schweizer Geschichte, Zürich 1963, S. 295 ff. 
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Schweizer nicht-christlichen Glaubens (Juden) wurden sogar erst 1867 „einge-
bürgert“. Diese Diskriminierung betraf besonders den Aargau, der auf seinem 
Gebiet die traditionellen Schweizer Siedlungsgebiete der jüdischen Gemein-
schaft beherbergte.8
Es kann also gesagt werden, dass das Gemeindebürgerrecht, welches erst An-
recht auf das kantonale Bürgerrecht begründet, den in der Schweiz wichtigsten 
und zentralen rechtliche Anknüpfungspunkt im Verhältnis zwischen Staat und 
Bürger darstellt. So wird definiert, dass das Schweizer Bürgerrecht ein Dreifa-
ches ist, weil der Bürger den drei Gemeinwesen Gemeinde, Kanton und Bund 
angehört. Diese drei Bürgerrechte bilden heute eine untrennbare Einheit, wie die 
Bundesverfassung (BV) in Art. 37 Abs. 1 erklärt.9 Auch im Aargau ist das Ge-
meindebürgerrecht die Quelle und der Anfang aller anderen Bürgerrechte. 
Nach verschiedenen weiteren Gesetzesverabschiedungen und Reformen zwi-
schen 1848 und 1933 wurde schliesslich am 29. September 1952 das noch heute 
gültige BüG mit den dazugehörenden kantonalen Ausführungsbestimmungen 
verabschiedet. Verschiedene geplante Reformen des Bürgerrechtswesens (be-
sonders die erleichterte bzw. automatische Einbürgerung für Ausländer der 
zweiten und dritten Generation) wurden zwischen 1984 und 2004 alle vom Sou-
verän abgelehnt. 
8 Zu diesem Abschnitt statt vieler: ARGAST Regula, Staatsbürgerschaft und Nation – Ausschlies-
sung und Integration in der Schweiz 1848 – 1933, Göttingen 2007, S. 61 ff. 




A. Statistisches über die Einbürgerungen in der Schweiz 1990-
2006
Die Zahl der Einbürgerungen in der Schweiz zeigt eine eindrückliche Entwick-
lung: Wurden im Jahre 1991 nur 5'279 Personen eingebürgert (1990 waren es 
etwa gleich viele, ähnlich wie in den 80er Jahren), waren es sieben Jahre später, 
1998, bereits 20'476.10 Liessen sich 1991 0,5% der ausländischen Bevölkerung 
einbürgern, waren es 1998 1,5%. Diese Tendenz hat sich bis ins Jahr 2006 stark 
akzentuiert. Im Jahre 2006 ist die Zahl der in der Schweiz jährlich eingebürger-
ten Ausländer auf 46'711 hochgeschnellt. Nur vier Jahre vorher, 2002, wurden 
erst 36'515 Personen eingebürgert. Innerhalb von gut 10 Jahren fand also eine 
Versiebenfachung der Einbürgerungszahlen statt. Heute weist die Schweiz eine 
Einbürgerungsquote auf, die höher ist als etwa diejenige von Deutschland oder 
Italien.
10 Für diese und die folgenden Zahlen: PIGUET Etienne/WANNER Philippe, Die Einbürgerungen 
in der Schweiz – Unterschiede zwischen Nationalitäten, Kantonen und Gemeinden, 1981 - 1998, 
Neuenburg 2000, S. 9. 











1991 1998 2002 2006
ord. Einbürgerungen
abs. Schweiz
Abb. 1; Quelle: Piguet/Wanner, BFS 
Dabei haben gerade die Einbürgerungen von Ausländern im ordentlichen Ver-
fahren (also keine erleichterten Einbürgerungen von Ehepartnern oder Staatenlo-
sen) klar für die überdurchschnittlich hohen Zuwachsraten gesorgt.11 Hier ist 
allerdings zu erwähnen, dass die Schweiz damit wohl die sehr niedrigen Einbür-
gerungszahlen der letzten Jahrzehnte kompensiert. 
Innerhalb der verschiedenen Herkunfts-Nationalitäten gibt es sehr stark divergie-
rende Zahlen, was die Einbürgerungsquote, d.h. die Bereitschaft angeht, sich 
einbürgern zu lassen.12 Wiesen im Jahre 1999 beispielsweise Italiener eine Ein-
bürgerungsquote von 1,65% auf (d.h. so viele Italiener lassen sich auf 100 hier 
wohnhafte Landsleute einbürgern), so blieb diese Zahl 2006 mit 1,52% in etwa 
11 Bundesamt für Statistik BFS, Monet-Screening der Einbürgerungsindikatoren, Neuenburg 2007, 
S. 2. 
12 Für folgende Zahlen: Bundesamt für Statistik BFS, PETRA-T-14, Masszahlen zum Erwerb des 
Schweizer Bürgerrechts nach früherer detaillierter Staatsangehörigkeit, BFS Sektion Demografie 




stabil. Die Einbürgerungsquote der spanischen Bevölkerungsgruppe stieg im 
gleichen Zeitraum von 0,56% auf 1,80% an. Die Einbürgerungsquote der türki-
schen Staatsbürger stieg von bereits eher hohen 2,84% auf 4,58%. Betrug im 
Jahre 2000 (für 1999 sind keine Daten erhoben worden) die Einbürgerungsquote 
der Staatsangehörigen von Serbien und Montenegro (inkl. Kosovo) 1,73%, so 
stieg sie bis 2006 auf 6,00%. Im gleichen Zeitraum betrug die Quote für Einge-
bürgerte aus Bosnien und Herzegowina zuerst 2,39% und sechs Jahre später 
bereits 7,28%. Dies ist die höchste bei europäischen Neubürgern gemessene 
Einbürgerungsquote. In absoluten Zahlen heisst dies, dass im Jahre 2006 4'502 
Italiener, 1'283 Spanier, 2'383 Portugiesen, 3'149 Bosnier und 11'762 Personen 
aus Serbien und Montenegro eingebürgert wurden. Dies im Vergleich zum Jahr 
1999, als sich 5'510 Italiener, 507 Spanier, 481 Portugiesen und 2'365 Personen 
aus Serbien und Montenegro einbürgern liessen. In den Jahren 1981 bis 1998 
betrug die durchschnittliche Einbürgerungszahl der Personen aus Serbien und 
Montenegro noch 960 Personen jährlich.13 Diese Bevölkerungsgruppe weist also 
zusammen mit den Staatsangehörigen von Bosnien, Mazedonien, Kroatien und 
der Türkei die klar stärkste Zunahme der Einbürgerungsquoten auf; und sie stel-
len zusammen in absoluten Zahlen mit Abstand die grössten Kontingente an 
Neubürgern und machen heute zusammen fast die Hälfte aller jährlichen Einbür-
gerungen in der Schweiz aus.
B. Statistisches über die Aargauer Einbürgerungen 
Ein ähnliches Bild was die Zunahme der Einbürgerungen anbelangt, zeigt sich 
auch auf der kleinräumigeren Ebene der Kantone. So betrug im Jahre 1998 die 
totale Zahl der ordentlichen Einbürgerungen im Kanton Aargau 680 Personen. 
13 PIGUET/WANNER, S. 34. 
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Acht Jahre später, im Jahre 2006, wurden im Aargau bereits 2'250 Personen 
eingebürgert, was mehr als eine Verdreifachung der Fallzahlen bedeutet. Im 
Jahre 2007 sank die Zahl leicht auf 1'689 (Abbau der Pendenzen der letzten Jah-
re im Grossen Rat).14
Wurden im Jahr 1998 189 Italiener, 125 Jugoslawen (inkl. Serbien, Montenegro, 
Kosovo), 51 Kroaten und 86 Türken eingebürgert (die mit Abstand grössten 
Einbürgerungsgruppen nach Ursprungsnationalität), so stammen 2006 die Ein-
gebürgerten aus folgenden Ländern: 182 aus Italien, 783 aus Serbien-











1998 2000 2002 2004 2006
ord. Einbürgerungen
abs. Aargau
Abb. 2; Quelle: DVI 
19
14 Für diese und folgende Zahlen: DVI – ABTEILUNG BÜRGERRECHT, Zusammenstellung der 
Einbürgerungen im Jahr 1996-2007 (Ordentliche Einbürgerungen), unveröffentlicht.
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C. Statistisches über die Niederlenzer Einbürgerungen 
Besonders wichtig und für den Aargau emblematisch ist die Praxis und die ver-
fahrensrechtliche Situation in den mittleren Gemeinden ohne Einwohnerrat, aber 
mit fast immer sehr gut ausgebauter politisch-administrativer Struktur (Einbür-
gerungskommission), welche im Kanton die meisten Einbürgerungen ausspre-
chen.
Zur Einbürgerungssituation in einer solch beispielhaften mittelgrossen Gemein-
de wie Niederlenz (was die ordentlichen Einbürgerungen anbelangt), kann statis-
tisch gesagt werden, dass im Jahre 1996 4 Einbürgerungen (Dossiers) durchge-
führt wurden, d.h. gesamthaft 8 Individuen (einzelne Erwachsene, Eltern, 
Kinder) das Gemeindebürgerrecht zugesichert wurde. Im Jahre 2006 wurden 12 
Dossiers behandelt (Gesamtzahl der eingebürgerten Personen: 30), was eine 
Verdreifachung der Dossierzahl bedeutet. Damit liegt die Zunahme der Einbür-
gerungen in Niederlenz etwa auf kantonalem Niveau. Bei einer summarischen 
Betrachtung der eingebürgerten Nationalitäten kann festgestellt werden, dass, 
ähnlich wie auf Bundesebene, die meisten Eingebürgerten im 2006 aus Serbien-
Montenegro (Kosovo) bzw. Bosnien-Herzegowina stammen (7 Dossiers), ge-
folgt von 5 Dossiers aus der Türkei. Personen anderer Nationalität wurden in 
diesem Jahr nicht einbürgert. Im Jahre 1996, dem Anfang unserer Berichtsperio-
de, sah die Situation noch anders aus: Von den 4 Dossiers waren 1 aus Serbien-
Montenegro (Kosovo), 1 aus Deutschland, 1 aus Italien und 1 aus Portugal.
In der Berichtsperiode 1994 bis 2007 wurden in Niederlenz gesamthaft 272 Per-
sonen eingebürgert. Nur 6 Personen wurde die Einbürgerung durch die zuständi-
ge Kommission verweigert, was einer Ablehnungsquote von 2,2% entspricht. 
Dies ist eine erfahrungsgemäss sehr tiefe Ablehnungsquote, verglichen mit ande-
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ren Aargauer Gemeinden bzw. ausserkantonalen Ablehnungsquoten. Die Ge-
meindeversammlung ist im Übrigen bis heute immer den Empfehlungen der 
Behörde gefolgt. 15
III. Die ordentliche Einbürgerung von Ausländer im 
Kanton Aargau 
A. Allgemeines
Laut einer ehemaligen Präsidentin der Eidgenössischen Ausländerkommission 
kann die Einbürgerung als die Krönung des Integrationsprozesses gesehen wer-
den16. Die juristischen Schritte zur Erlangung des Schweizer Bürgerrechts sind 
in einem föderalistischen Staat wie der Schweiz (wo auf die Autonomie der Ge-
meinden und Kantone viel Wert gelegt wird und das Prinzip der Subsidiarität als 
einer der wichtigsten Grundwerte des Staates angesehen wird), von Kanton zu 
Kanton und von Gemeinde zu Gemeinde verschieden. Jedes Gemeinwesen kann 
demokratisch selbst entscheiden, wie eingebürgert werden soll – dies natürlich 
im Rahmen der kantonalen und bundesrechtlichen Bestimmungen. Diese Rege-
lung respektiert auch die von der Schweizer Verfassung geschützte Gemeindeau-
tonomie.  
15 Für alle Zahlen: GEMEINDE NIEDERLENZ, Einwohneramt, Einbürgerungszusammenzug
1994-2006, Statistische Erhebung Einbürgerungen, Niederlenz 2007. 
16 BONER Barbara, Die kantonalen Verfahren zur ordentlichen Einbürgerung von Ausländerinnen 




An das Schweizer Bürgerrecht werden Rechte aber auch Pflichten geknüpft: Zu 
den Rechten gehören vor allem die politischen Rechte im Bund und in den Kan-
tonen gem. Art. 39 und 136 BV, ebenso der diplomatische Schutz im Ausland, 
die uneingeschränkte Niederlassungsfreiheit gem. Art. 24 BV, das absolute 
Ausweisungsverbot gem. Art. 25 Abs. 1 BV und das Auslieferungsverbot an 
ausländischen Behörden gem. Art. 25 Abs. 1 BV. Als Pflichten können erwähnt 
werden die Militärdienst- bzw. Zivildienstpflicht für Männer gem. Art. 59 Abs. 1 
BV oder das Verbot in einer fremden Armee bzw. in einem fremden Staat oder 
in einer anderen Organisation Militärdienst zu leisten, Art. 94 Militärgesetz; 
dazu kommen noch weitere Bürgerpflichten nach kantonalem Recht.17
Der Kanton Aargau kennt, wie alle Schweizer Kantone, das System der Dreistu-
figkeit des Einbürgerungsverfahrens: So wie es drei Bürgerrechte gibt, so wird 
die Einbürgerung erst wirksam, wenn Gemeinde, Kanton und Bund sich positiv 
zu den Gesuchen ausgesprochen haben. Wie nun innerhalb des Kantons das 
Verfahren genau geregelt ist, welche Kompetenzen z.B. an die Gemeinde über-
tragen werden und welche anderen Schritte zentralistisch vom Kanton ausge-
führt werden, wird der Gesetzgebung der einzelnen Stände überlassen. Der Bund 
beschränkt sich darauf, Minimalstandards zur Einbürgerung festzulegen, so wie 
es ihm Art. 38 BV erlaubt. Dies tut er im Bundesgesetz über Erwerb und Verlust 
des Schweizer Bürgerrechts (BüG).
17 HÄFELIN/HALLER, S. 375. 
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Das BüG wird von folgenden Prinzipien getragen: Das Bürgerrecht wird grund-
sätzlich über die Abstammung innerhalb der Familie übertragen. Dieses Prinzip 
nennt sich ius sanguinis. Der Ort der Geburt ist für den staatsrechtlichen Status 
der Person nicht massgebend. Im Weiteren soll für die Familie ein einheitliches 
Bürgerrecht gelten. Verschiedene Bürgerrechte innerhalb der Familie sind zu 
vermeiden (Einbürgerungsgesuche von Ehegatten werden aber separat über-
prüft), ebenso die Staatenlosigkeit.18
Das Schweizer Bürgerrecht kann jedoch laut BüG auch mittels der ordentlichen 
Einbürgerung (Naturalisation) erworben werden: Als wichtigster Punkt kann 
wohl die Integration als Voraussetzung („Eignung“ des Kandidaten) der Einbür-
gerung genannt werden, die explizit in Art. 14 BüG gefordert wird. Der Einbür-
gerungswillige muss mit den Schweizer Verhältnissen vertraut sein und sich in 
sie eingelebt haben. So wurde bei der letzten grossen Reform des BüG klar fest-
gehalten: „Der Erwerb des Schweizer Bürgerrechts stellt den letzten Schritt zu 
[der] vollen Eingliederung [der Ausländer] in unsere staatliche Gemeinschaft 
dar.“19
Art. 14 BüG spezifiziert, dass, neben der strikten Beachtung der Schweizer 
Rechtsordnung (also neben dem Strafgesetzbuch die Respektierung aller anderen 
Normen und Gebote, seien diese kommunal, kantonal oder sonst im Gewohn-
heitsrecht begründet), der Kandidat die demokratischen Institutionen respektie-
ren und nicht zuletzt sozial, wirtschaftlich und kulturell eingegliedert sein muss. 
18 Ebenda, S. 374. Eine selbstverschuldete Staatenlosigkeit muss sich aber ein Kandidat, der seine 
Einbürgerung z.B. mit falschen Angaben erschlichen hat, gefallen lassen, BGE 5A.18/2003. 
19 BBl. 1982 134. 
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Vom Inhalt der Integration als „Eignungsvoraussetzung“ für die Einbürgerung 
wird später noch ausführlich die Rede sein. 
C. Art der Eignungs-Prüfung 
Der Bund hat den Kantonen die Prüfung der Eignung gem. Art. 14 BüG übertra-
gen. „Auf Grund intensiver Befragung des Gesuchsstellers und anderer Personen 
(Arbeitgeber, Nachbarn usw.) sowie Einsichtsnahme in verschiedene Register 
erstellt der zuständige Beamte ein eigentliches Persönlichkeitsprofil.“20 Neben 
den Voraussetzungen des Bundes können Kantone und Gemeinden nach Mass-
gabe des kantonalen Rechts weiter gehende Bestimmungen aufstellen – im Kan-
ton Aargau wird das Aufstellen von gemeindespezifischen Erfordernissen durch 
das Gesetz jedoch ausgeschlossen. Für die Beurteilung der Eignung sind umfas-
sende Auskünfte über die persönlichen Verhältnisse wie familiäre und partner-
schaftliche Beziehung, Gesundheitszustand, finanzielle Situation, religiöse und 
politische Überzeugungen, etc., zu gewähren.21 Art. 49a f. BüG erlaubt, zur Er-
füllung der Kontrolle der Erfordernisse wie z.B. der Integration, sensible, ge-
heime und schützenswerte Personendaten zu erheben, zu verarbeiten und selbst 
Persönlichkeitsprofile zu erstellen. Das BüG schränkt also das Recht auf Schutz 
der Privatsphäre der Gesuchsteller deutlich ein.22 „Für die umfassende Beurtei-
lung der Einbürgerungsgesuche dürfen auch Informationen erhoben werden, die 
für sich alleine für den Entscheid nicht ausschlaggebend sein können; nur ein 
umfassendes Bild der Einbürgerungswilligen erlaubt einen sachgerechten Ent-
scheid.“23Auf kantonaler Ebene wird dies durch § 5 Abs. 2 der Weisungen über 
20 HÄFELIN/HALLER, S. 381. 
21 HANGARTNER Yvo, ZBl 2005, S. 127. 
22 Ebenda. 
23 Ebenda. 
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die Bearbeitung von Personendaten in der Verwaltung von 9. November 1987 
konkretisiert.
Dazu hat das DVI auch eine Wegleitung „Ordentliche Einbürgerungen von aus-
ländischen Staatsangehörigen – öffentliche Auflage der Einbürgerungsdossiers“ 
vom 07. Mai 2007 herausgegeben, um im Falle von Abstimmungen in Gemein-
deversammlungen eine Empfehlung über die Information der Stimmbürger zu 
geben. Gem. § 23 Abs. Satz 2 des Aargauer Gesetzes über die Einwohnerge-
meinde (Gemeindegesetz GG) sind alle Akten der Geschäfte, über die eine Ge-
meindeversammlung bestimmt, öffentlich aufzulegen. Dies gilt natürlich auch 
für die Einbürgerungsdossiers der Kandidaten. Es ist aber nicht sinnvoll, alle
gesammelte Daten (gem. Formular KBüG 3, siehe dazu unten) öffentlich aufzu-
legen – denn der Schutz der Persönlichkeit des Gesuchstellers muss auch im 
Einbürgerungsverfahren sichergestellt werden. In der Aktenauflage sind jedoch 
anzugeben: Gesuchsbogen, Bericht der Gemeinde zum Einbürgerungsgesuch 
(inkl. Erwähnung von besonders schützenswerten Personendaten, falls diese zur 
Ablehnung des Gesuches führen müssen), Aufstellung der bisherigen Wohnorte, 
Aufstellung über die bisherigen Schulbesuche, Aufstellung über die bisherigen 
Arbeitsstellen. Bei den anderen, besonders schützenswerten Personendaten (An-
gaben über religiöse, politische und weltanschauliche Ansichten, Berichte des 
Arbeitgebers/Schule/Jugendstaatsanwaltschaft/Strafregisterauszug, Berichte von 
Referenzpersonen und Nachbarn) soll aus dem Bericht des Gemeinderates klar 
hervorgehen, dass die entsprechenden Abklärungen getätigt wurden und keine 
Anzeichen für eine fehlende Integration bestehen. 
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D. Verfügungscharakter der Entscheide 
Die ordentliche Einbürgerung durch den Kanton und die Gemeinde erfolgt je 
durch eine kantonale und eine kommunale Verfügung gem. Art. 12 BüG. Dies 
öffnet den Weg für den bundesrechtlichen Rechtsschutz, jedenfalls seit den um-
strittenen Bundesgerichtsentscheiden (BGE) 129 I 217 und 129 I 232, welche 
die Abstimmung an der Urne nicht zulassen und allgemein bei einer Ablehnung 
eine entsprechende Begründung vorsehen. Diese Begründung kann schriftlich,
mündlich und also auch in einer einfachen Wortmeldung an einer Gemeindever-
sammlung bzw. einer parlamentarischen Diskussion bestehen, die protokolliert 
wird. Andere, besondere Formvorschriften sind keine verlangt. Das Bundesge-
richt selbst kann aber keine Einbürgerung aussprechen – es kann nur ein Gesuch 
zur Neubehandlung an die Gemeinde zurückschicken. Diese muss dann die Ein-
bürgerung gemäss ihrem gesetzlichen Verfahren wiederholen. Eine Ausstellung 
der Einbürgerungsverfügung durch eine andere Behörde (z.B. das Bundesgericht 
selbst) wäre fehlerhaft und würde die Unwirksamkeit der Einbürgerung nach 
sich ziehen.24
E. Kommunales Verfahren und Diskriminierungsverbot 
1. Das Verfahren in der Gemeinde 
Wie im grössten Teil der Schweizer Kantone (einzige Ausnahmen: Genf und 
Appenzell Ausserrhoden25) wird die Entscheidungskompetenz über die Eignung 
24 Siehe zur fehlerhaften Verfügung, u.a. wegen fehlender Zuständigkeit, HÄFELIN Ul-
rich/MÜLLER Georg/Uhlmann Felix, Allgemeines Verwaltungsrecht, Zürich 2006, S. 199 ff.
25 BONER, S. 15. 
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des Kandidaten im Aargau an die Gemeinde weiterdelegiert.26 Das Gesuch ist 
beim Gemeinderat der Wohngemeinde einzureichen, § 11 Abs. 1 Gesetz über 
das Kantons- und Gemeindebürgerrecht (KBüG). Dieser hat die gesetzlich vor-
gesehenen Erhebungen zu treffen und einen Bericht zu Händen der weiteren 
Einbürgerungsbehörden (Kanton/Bund) zu erstellen, § 8 Abs. 1 Verordnung 
über Einbürgerungen und Bürgerrechtsentlassungen (VO). Dieser Bericht stellt 
die zentrale Entscheidungsgrundlage für das ganze weitere Verfahren dar. Der 
Bericht des Gemeinderates muss alle formellen (Wohnsitzerfordernisse: 3 Jahre 
in Gemeinde und 5 im Kanton gem. § 5 Abs. 1 KBüG; Beilagen gem. § 4 ff. 
VO) und materiellen Voraussetzungen der Einbürgerung prüfen. Zu letzteren 
gehört die Eingliederung in die aargauischen (kantonalen) Verhältnisse, Lebens-
gewohnheiten, Sitten und Gebräuchen – neben den bereits im BüG erwähnten 
Erfordernissen. Für die Praxis bedeutet diese Bestimmung, dass explizit auch die 
materielle Integration des Gesuchstellers in das kulturelle und soziale Leben des 
Aargaus gefordert wird.27 Alle Gesuchsbeilagen i.S.v. § 4 ff. VO, die nicht in 
deutscher Sprache abgefasst sind, müssen mit einer amtlich beglaubigten Über-
setzung ergänzt werden, § 3 Abs. 2 VO. 
Der Gemeinderat kann die Erhebung der nötigen Daten und die Durchführung 
des Gesprächs einer von ihm gewählten Kommission übertragen, § 37 Abs. 2 lit. 
n i.V.m. § 39 Abs. Abs.1 GG. Diese erledigt die gesetzlichen Prozeduren zu 
Handen des Gemeinderates. Dieser muss das Gesuch der Gemeindeversammlung 
bzw. dem Einwohnerrat präsentieren, falls die Wohnsitzerfordernisse eingehal-
ten sind, § 20 Abs. 2 lit. k bzw. § 65 ff. GG. Der Gemeinderat ist verpflichtet der 
26 BAUMANN Andreas, Aargauisches Gemeinderecht, Zürich 2005, S. 163. 
27 Merkblatt DVI vom 01.11.07, Ordentliche Einbürgerung von Ausländerinnen und Ausländern 
im Kanton Aargau, Ziff. 1.b). 
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abstimmenden Behörde eine Empfehlung gemäss ihrem Bericht vorzulegen. Die 
Behörde muss so genau informiert werden, dass die Gründe für eine allfällige 
Nichterfüllung der gesetzlichen Erfordernisse klar ersichtlich sind und eine Ab-
lehnung objektiv begründet werden kann. Die Ablehnung soll nicht anhand von 
diskriminierenden, willkürlichen, gegen Art. 8 Abs. 2 und Art. 9 BV verstossen-
den Gründen getroffen werden.
Diese Ansicht des Bundesgerichts ist nicht unumstritten und wurde erst im Jahre 
2003 in die Praxis aufgenommen. Verschiedene parlamentarische Initiativen und 
Volksbegehren auf Bundesebene wollen das bundesgerichtliche Urteil durch 
Gesetzesneuerungen aufheben bzw. stark schwächen: Zu erwähnen ist hier die 
Positionierung von Nationalrat Philipp Müller (FDP/AG), der wieder nicht be-
gründungspflichtige und geheime Ablehnungen auf Gemeindeebene einführen 
will; ebenso die inhaltlich etwa gleichlautende Volksinitiative der SVP „Für 
demokratische Einbürgerungen“, die im 2008 zur Abstimmung gelang und abge-
lehnt wurde (vlg. dazu auch die Einleitung)28 und die immer noch diskutierte 
parlamentarische Initiative Nr. 03.454 („Änderung Bürgerrechtsgesetz“) von 
Alt-Ständerat Thomas Pfisterer (FDP/AG), der als Kompromiss geheime Urnen-
abstimmungen mit einer Begründungspflicht kombinieren möchte. Ob also die 
Begründungspflicht im heutigen Sinn für Ablehnungen von Bürgerrechtsent-
scheiden in der Gemeinde mittelfristig überhaupt beibehalten wird oder vom 
Gesetzgeber abgeschafft wird, bleibt auch nach den Abstimmungen vom 1. Juni 
2008 unsicher.
28 Amtl. Bull. SR vom 05.10.2007, 06.086. Abstimmungsdatum ist der 1. Juni 2008. 
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Erwähnenswert ist auch, dass die Diskussion um allfällig diskriminierende Ein-
bürgerungsentscheide bereits vor den Bundesgerichtsentscheiden in den parla-
mentarischen Instanzen geführt wurde: So wurde z.B. im Jahre 2001 eine parla-
mentarische Initiative „Beschwerderecht gegen diskriminierende 
Einbürgerungsentscheide“ der Staatspolitischen Kommission des Nationalrates 
dahingehend vom Bundesrat beantwortet, dass durchaus Handlungsbedarf bei 
diesem „gravierenden Mangel“ im Schweizer Bürgerrecht bestehe, es aber beim 
Parlament liege, diesen zu korrigieren.29
2. Die Bundesgerichtspraxis 
Deshalb soll hier eine kurze Zusammenfassung der neuesten Praxis des Bundes-
gerichts mit Beispielen aus aktuellen Urteilen gegeben werden: Gem. Art. 5 Abs. 
BV ist das Recht Grundlage und Schranke staatlichen Handelns. Wenn das Volk 
z.B. in einer Einbürgerungs-Gemeindeversammlung seine staatliche Aufgabe 
wahrnimmt, ist es an die Verfassung und an die Grundrechte gebunden, so wie 
dies die Verwaltung auch ist, Art. 35 Abs. 2 BV. Im Falle der Zusicherung des 
Gemeindebürgerrechts an Ausländer muss die Gemeindeversammlung oder der 
Einwohnerrat sein pflichtgemässes Ermessen ausüben.30
Art. 8 Abs. 2 BV sagt, dass niemand aufgrund seiner Herkunft, seiner Rasse, 
seines Geschlechts, des Alters, der Sprache, der sozialen Stellung (z.B. Lohn), 
der Lebensform (z.B. Homosexualität, Konkubinat, etc.), der politischen oder 
religiösen Überzeugungen oder wegen einer körperlichen bzw. geistigen Behin-
derung diskriminiert werden darf. Von Diskriminierung im Sinne des Gesetzes 
29 BBl. 2002 1180. 
30 BAUMANN, S. 163, FN 58. 
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wird aber nur gesprochen, wenn eine Ungleichbehandlung dieses Personenkrei-
ses nicht sachlich gerechtfertigt ist. Dort, wo das Gesetz eine solche Ungleich-
behandlung selbst vorsieht, muss sie durchgeführt werden; z.B. bei der Anknüp-
fung an den finanziellen Leumund (keine Steuerschulden oder andere 
Schuldverhältnisse gegenüber dem Gemeinwesen 31), an der politischen Über-
zeugung (Bejahung der demokratischen, friedlichen Ordnung der Schweiz und 
Ablehnung von extremistischem Gedankengut) oder an die religiöse Einstellung 
– dies wird so von Art. 14 BüG, der die genaue Prüfung der Eignung des Be-
werbers vorsieht, explizit verlangt. In dieser Logik stehen auch die Bestimmun-
gen von Art. 49a f. BüG, welche die Sammlung und die Behandlung von sensib-
len, eigentlich geheimen Daten verlangen.
Abschliessend kann also gesagt werden, dass Ablehnungen, die sich auf Vorur-
teile stützen und keine Überprüfung der persönlichen Verhältnisse des Kandida-
ten beinhalten, als diskriminierend im Sinne der neuen bundesgerichtlichen Pra-
xis zu bezeichnen sind. Logischerweise müssen also 
Einbürgerungsentscheidungen auch begründet werden (sonst kann der Ableh-
nungsgrund nicht auf eine unerlaubte Diskriminierung hin überprüft werden), 
was seit 2003 gemäss Bundesgericht Urnenentscheidungen bei Einbürgerungen 
nicht erlaubt. Um also eine rechtsstaatliche und dem Gesetz entsprechende Ein-
bürgerung durchzuführen, muss die zuständige Behörde (Gemeinde-
rat/Kommission) genaue, sorgfältige und gesetzesmässige Erhebungen durchfüh-
31 Dazu ist zu erwähnen, dass Gesuchsteller, die Schulden gegenüber dem Gemeinwesen haben 
(z.B. Steuerschulden, Schulden aus bezogenen Hilfegeldern), nicht eingebürgert werden können. 
Schwierig gestaltet sich die Entscheidung, wenn der Gesuchsteller im Moment der Entscheidung 
durch die Gemeinde noch Sozialhilfe bezieht und keine Aussage über den evtl. Entschuldungsho-
rizont getätigt werden kann. Andere Kantone, wie z.B. Zürich, bürgern Personen in Fürsorgeab-
hängigkeit grundsätzlich nicht ein, vgl. Entscheidung Nr. VB.2006.00459 vom 24.10.2007 vom 
Verwaltungsgericht des Kantons Zürich.
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ren, um der Gemeindeversammlung bzw. dem Einwohnerrat eine genügende 
Entscheidungsbasis zu bieten. 
Nicht diskriminierend sind gemäss Bundesgericht folgende Verweigerungen der 
Einbürgerung:
- BGE 1P.324/2005: Einer muslimischen Religionslehrerin türkischer Herkunft 
wurde das basel-ländische Kantonsbürgerrecht verweigert. Begründet wurde 
dies mit mangelndem Integrationswillen der als sehr religiös beschriebenen Frau. 
Diese Art der Religiosität würde eine Integration verunmöglichen. In 
1D.12/2007 hat das Bundesgericht weiter erklärt, dass aber das blosse Tragen 
eines Kopftuches alleine noch keinen Ablehnungsgrund darstellt. Auch unter der 
geltenden Praxis des höchsten Gerichtes muss aber ein Kopftuch als Hinweis für 
ein erhöhtes Risiko fundamentalistischer Überzeugung gelten: In solche Fällen 
sind immer genauestens die religiösen Überzeugungen und die besuchten Orga-
nisationen zu überprüfen. Im Übrigen ist m.E. eine Kritik an die aktuelle bun-
desgerichtliche Rechtssprechung angebracht: Das Bundesgericht ist wohl nicht 
die geeignete Instanz, um den gemeinderätlichen Behörden (die dem Kandidaten 
im Verfahren am nächsten stehen) vorzuschreiben, wann die subjektive Über-
zeugung einer Person als fundamentalistisch zu gelten hat und wann nicht. Das 
Gericht sollte sich m.E. hier dringend mehr Zurückhaltung auferlegen. 
- BGE 1P.550/2006: Das Bundesgericht liess mit Urteil vom 3. Januar 2007 die 
Nichteinbürgerung eines aus dem ehemaligen Jugoslawien stammenden Mannes 
in der Gemeinde Tägerig zu, da in der Gemeindeversammlung darauf hingewie-
sen wurde, dass er wiederholt Drohungen ausgestossen habe. Auch wurde auf 
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Verkehrsdelikte hingewiesen, auf die Beteiligung an einem handgreiflichen An-
griff auf einen Landsmann und auf seine diskriminierende Haltung gegenüber 
Frauen. Diese persönlichen sozio-kulturelle Eigenschaften zeigen laut Gericht 
ein gravierendes Integrationsdefizit auf. 
- BGE 1D.4/2007: Ein Jugendlicher aus Mellingen wurde nicht eingebürgert mit 
der Begründung, sein strafrechtlicher Leumund sei zu beanstanden. Während der 
Einbürgerungsprozedur sind die Behörden in Kenntnis gesetzt worden, dass er 
wegen Verstössen gegen das Betäubungsmittelgesetz und wegen arbeitsrechtli-
chen Problemen (Schwarzarbeit) vom Bezirksgericht verurteilt worden war. 
Obwohl diese Einträge nach einer 3-jährigen Probezeit aus dem Strafregister 
wieder gelöscht wurden und keine neuen Einträge vorlagen, wurde der Behörde 
zugestanden, die Person nicht einzubürgern mit der Begründung, dass vergange-
ne strafrechtsrelevante Verhalten des Gesuchstellers einer Einbürgerung entge-
gen stehe (fehlender guter Leumund). Diese Begründung weist gemäss Bundes-
gericht keinerlei diskriminatorische Elemente auf.  
Im Übrigen können die Gemeinden im Aargau, wie bereits erwähnt, keine zu-
sätzlichen materiellen Erfordernisse (z.B. längere Aufenthaltsdauer) an die Ein-
bürgerung stellen. 
F. Verfahrenskosten vor der Gemeinde und Rechtsnatur der 
Einbürgerungsentscheide
Zu den Verfahrenskosten auf Gemeindeebene kann kurz gesagt werden, dass es 
sich dabei höchstens um kostendeckende Gebühren handeln darf, dies gem. Ver-
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ordnung über die Gebühren im Bürgerrechtswesen vom 12. September 2007 
(KBüGGV). Die Gebühren werden formell vom Gemeinderat beschlossen (max. 
1’000.- Fr. pro ausländische Person, inkl. Einzelgesuche von minderjährigen 
Jugendlichen). Ehegatten gelten als zwei Gesuchstellende – wobei für im glei-
chen Dossier einbezogenen Ehegattenkinder je 500.- Fr. zusätzlich zu berechnen 
sind, § 6 KBüGGV. Hat die Behandlung des Gesuches einen ausserordentlichen 
Arbeitsaufwand erfordert, kann die Gebühr um max. 100% erhöht werden, § 3 
Abs. 1 KBüGGV. 
Zur Rechtsnatur des Einbürgerungsbeschlusses: Im Kanton Aargau wird dieser 
gemeinhin als politischer Akt qualifiziert.32 Dem ist zuzustimmen, insbesondere 
da gegen Entscheide der Gemeindeversammlung, des Einwohnerrates, des Gros-
sen Rates oder der Einbürgerungskommission des grossen Rates (siehe unten) 
die kantonale Beschwerde gesetzlich ausgeschlossen ist, § 16 Abs. 1 KBüG. 
Heute tendiert die politische und dogmatische Diskussion dazu, eine Doppelna-
tur der Einbürgerungsentscheide zu bejahen: Sie sind Verwaltungs- und politi-
sche Akte zugleich.33 Gewisse politische Vorstösse (z.B. die Standesinitiative 
des Kantons Schwyz Nr. 03.317 „Einbürgerungsverfahren“) verlangen, dass die 
Erteilung des Bürgerrechts an im Ausland geborenen Ausländern ein politischer 
Akt bleiben soll und sich der gerichtlichen Überprüfung entziehe. Dieser Stan-
desinitiative wurde von der Staatspolitischen Kommission des Ständerates sei-
nerzeit einstimmig Folge gegeben.  
32 BONER, S. 15 f 
33 NZZ, 11.12.2007, S. 16. 
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In den Eidgenössischen Räten ist die Motion Nr. 07.3219 („Haftung für die Fol-
gen unsorgfältiger Einbürgerungsentscheide“) hängig, in der die Änderung der 
Gesetzgebung dahingehend verlangt wird, dass Verwaltungsstellen (Gemeinde-
rat, Kommissionen, nicht Gemeindeversammlungen und Einwohnerräte), die 
Fehler bei kommunalen Einbürgerungen begehen, eine spezifische, persönliche 
Haftung für die Folgen übernehmen sollen. Dies im Unterschied zu den bereits 
bestehenden Verantwortlichkeiten gemäss verschiedenen (kantonalen und eid-
genössischen) Verwaltungsgesetzen. Hier stellt die primäre persönliche Haftung 
die Ausnahme dar.  
Wird die Einbürgerung anhand von falschen, unrichtigen oder nicht vollständi-
gen Angaben ausgesprochen, ist sie als nichtig zu erklären, gem. Art. 41 BüG: Je 
nach Verfahrenspunkt wird die Nichtigerklärung von den kantonalen oder den 
eidgenössischen Behörden ausgesprochen.34
G. Kantonales Verfahren und bundesrechtliche Überprüfung 
Nachdem die Gemeindeversammlung das Gemeindebürgerrecht zugesichert hat, 
wird das Dossier dem kantonalen Departement Volkswirtschaft und Inneres 
(DVI) zugestellt. Dieses prüft die Erfüllung der formellen Voraussetzungen und 
das allfällige Neueintreten von Ablehnungsgründen (z.B. zwischenzeitliche 
Straffälligkeit). Bei positivem Bescheid holt die zuständige Stelle im DVI die 
eidgenössische Einbürgerungsbewilligung ein gem. Art. 16 BüG i.V.m. § 11 
34 HÄFELIN/HALLER, S. 384. Siehe dazu auch FN 15 oben zu den Rechtsfolgen der Nichtiger-
klärung in Fällen von selbstverschuldeter Staatenlosigkeit. 
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Abs. 4 KBüG. Die Einbürgerungsbewilligung des Bundes vermittelt keinen An-
spruch auf Einbürgerung, Art. 12 ff. BüG.
Wenn diese vom BFM erteilt wird, leitet das DVI das Einbürgerungsgesuch an 
die Kommission für Justiz des Grossen Rates weiter. Diese entscheidet dann 
anhand des Gesuches und des Dossiers, welches von der Gemeinde zusammen-
gestellt wurde über die Erteilung des Bürgerrechts; nur in Ausnahmefällen zieht 
der Grosse Rat die Entscheidung an sich, § 11 Abs. 5 KBüG. 
H. Fazit 
Abschliessend kann also festgehalten werden, dass der juristische Rahmen der 
Einbürgerungen, wie sie fast überall in der Schweiz und besonders auch im Aar-
gau durchgeführt werden, von folgenden Faktoren gebildet wird: Dem Bundes-
recht (BV, BüG), der bundesgerichtlichen Praxis, dem kantonalem Recht 
(KBüG, VO, Kreisschreiben, etc.) und der Praxis der Gemeinden (Abläufe von 
Gesprächen, Informationseinholungen etc.). Schliesslich sind noch folgende 
individuelle Faktoren auf der sozialen Ebene der Gemeinde zu erwähnen: Be-
völkerungsgrösse, Zusammensetzung der ausländischen Bevölkerung, Sprachfä-
higkeit, Religion, familiäres Umfeld, politische Neigungen, etc.35 Um die Erfül-
lung der gesetzlichen Bestimmungen zu gewährleisten, ist eine eingehende, 
detaillierte und rechtsstaatliche Arbeit durch den Gemeinderat bzw. durch die 
Einbürgerungskommission nötig, welche überhaupt erst das Einbürgerungsdos-
sier zusammenstellt und so zusammen mit der Zusicherung des Gemeindebür-
35 PIGUET/WANNER, S. 71. 
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gerrechts durch die Gemeindeversammlung bzw. den Einwohnerrat den wich-
tigsten Beitrag im Verlauf des Verfahrens leistet.  
IV. Die Prüfungskriterien für die Kandidaten in Ge-
meinde und Kanton 
A. Die Prüfungsbehörde in der Gemeinde 
Die Einbürgerungskommission, falls vorhanden, erhält ihren Auftrag vom Ge-
meinderat, der vom kantonalen Gesetzgeber als Untersuchungsbehörde i.S. Ein-
bürgerungsverfahren eingesetzt ist, § 39 GG. Bei Vorhandensein eines Einwoh-
nerrates wird die Kommission aus der Mitte des Rates gewählt, § 68 GG. Der 
Gemeinderat muss der Einbürgerungskommission Weisungen über den Inhalt 
der Prüfung erteilen. Diese wurden z.B. in der Gemeinde Niederlenz in Form 
eines Einbürgerungsreglementes am 13. November 2002 erlassen. Dieses hält 
insbesondere fest: „Die Fragestellungen sollen sich darauf konzentrieren, ob der 
Antragssteller seine staatsrechtlichen Pflichten wahrnehmen kann und will, ob 
die entsprechenden Voraussetzungen gegeben sind [...]. Dazu muss der Kandidat 
und dessen Familienangehörigen Interesse haben am gesellschaftlichen und (be-
schränkt) am politischen Geschehen, informiert sein, sich eine Meinung bilden 
können, um seine staatspolitischen Rechte wahrnehmen [zu können].“ 
Anschliessend werden beispielhaft einige mögliche Fragefelder erwähnt, die von 
der Kommission bei Ihrer Informationssammlung gestreift werden müssen: Wis-
sen über das politische System der Schweiz, des Kantons und der Gemeinde, 
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Wissen über das Schulsystem, ob und wie der Kandidat sich über das nationa-
le/kantonale/lokale Geschehen informiert, kulturelle und gesellschaftliche Akti-
vitäten innerhalb der Gemeinde.36 Wie bereits erwähnt dürfen die Gemeinden im 
Aargau nicht zusätzliche oder andere Bedingungen zur Erlangung des Bürger-
rechts aufstellen (z.B. längere Wohnsitzerfordernisse, Befreiung vom Erforder-
nis der Beherrschung der deutschen Sprache/Schweizerdeutschen zu Gunsten 
einer anderen Landessprache, etc.), sondern müssen sich nach den kantonalen 
Vorgaben richten, konkretisieren diese aber in ihrer Einzellfallpraxis selbst.
B. Die Prüfungskriterien der Behörde 
Die Kantone geben den Gemeinden nach Massgabe des kantonalen Rechts de-
taillierte Vorgaben betreffend der konkreten Prüfungspunkte i.S. Integrations-
grad der Gesuchsteller und setzen so die Leitplanken für die Verfahren innerhalb 
der Gemeinde verbindlich fest. Neben den Vorgaben in den kantonalen Gesetzen 
und Verordnungen spielen die kantonalen Kreisschreiben und „Mitteilungen“ 
(unter verschiedensten Namen) eine wichtige Rolle. Diese werden z.B. entweder 
vom Vorsteher des DVI, der Sektion Bürgerrecht und Personenstand des DVI 
oder von der grossrätlichen Kommission für Justiz herausgegeben.
Im Kanton Aargau wird der rechtliche Haupt-Rahmen u.a. (ausserhalb des 
KBüG und der dazugehörenden Verordnungen) durch eine Weisung des DVI 




vom 3. Januar 2006 gesetzt, dies im Auftrag der für die kantonale Verfügung der 
Einbürgerungen zuständigen grossrätlichen Kommission für Justiz.37
Die Gemeinde muss folgende Informationen zu Handen der grossrätlichen 
Kommission liefern: Bescheinigung über den aktuellen Wohnsitz (inkl. Überprü-
fung formeller Wohnsitzerfordernisse), Bescheinigung der Finanzverwaltung 
über die Bezahlung der fälligen Steuern, Erklärung aller in der Einbürgerung 
einbezogener über 15-jähriger Personen bezüglich hängiger Strafverfahren
(Selbstdeklaration mit Bestätigung des lokalen Polizeipostens), Anfrage bei der 
Jugendanwaltschaft des Kantons bei 12- bis 20-jährigen Personen, Auszug aus 
dem Beitreibungsregister, Bericht über das Verhalten am gegenwärtigen oder 
früheren Arbeitsplatz, Bericht über das Verhalten in der gegenwärtigen oder 
früheren Schulklasse, und Steuerregisterauszug (nur wenn um Gebührenerlass 
nachgesucht wird). Diese Informationen sind zusätzlich im Formular KBüG 3 
des DVI („Bericht der Gemeinde zum Einbürgerungsgesuch“) einzutragen. 
Speziell ist, was die Ausgestaltung der dem Bericht zugrunde liegenden Erhe-
bungen angeht, der Punkt „Verständigung in deutscher Sprache“ zu erwähnen: 
„Inwieweit haben die Gesuchstellenden und die ins Gesuch einbezogenen Kin-
der Deutschkenntnisse, welche den täglichem Umgang mit der Gesellschaft und 
den Behörden ermöglichen?“38 Dieses Erfordernis wird von der Kommission als 
zentral erachtet und beinhaltet auch eine methodische Vorgabe: „[Der Kandidat] 
muss sich in Mundart oder auf Hochdeutsch verständigen können. Prüfmittel: 
37 DVI, Weisung: Ordentliche Einbürgerungen von ausländischen Staatsangehörigen, Aarau 3. 
Januar 2006. 
38 Ebenda, S. 2. 
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Befragung und/oder Test.“ Die Einbeziehung eines Tests setzt auch das sinnge-
mässe Verstehen von Texten/schriftlicher Fragestellungen voraus. Das Spracher-
fordernis erstreckt sich also auch auf das Verständnis von behördlichen Formu-
laren und Schriftstücken, die im Kontakt zwischen dem Bürger und dem Staat 
anfallen. Dieses Erfordernis muss von beiden Ehegatten erfüllt werden. Bei Feh-
len ist nur der Ehegatte mit Sprachkenntnisse einzubürgern (siehe unten Wei-
sung Grossrätliche Kommission).  
Was das Verhalten des Kandidaten am Arbeitsplatz und in der Schule angeht, 
wird von der Einbürgerungsbehörde des Kantons folgende Prüfung erfordert: 
Einordnung und Verhalten an der Arbeitsstelle gegenüber Vorgesetzen sowie 
Mitarbeitern; Verhalten des Schülers gegenüber der Lehrperson und den Mit-
schüler. Dabei sind ausführliche, personalisierte Erhebungen nötig: „Die Kom-
mission hat festgestellt, dass die Fragen zum Verhalten am Arbeitsplatz und in 
der Schule von vielen Gemeinden äusserst kurz, oft sogar bloss mit einem 
Stichwort (z.B. „i.O.“ oder „keine Klagen“) beantwortet werden. Hier geht es 
[aber] um die zentrale Frage der Integration“.39
In der aktualisierten Version des Beschlusses der Kommission für Justiz vom 24. 
November 200540 werden u.a. folgende Prüfmittel/Unterlagen im Dossier ver-
langt:
39 Ebenda, S. 3. 
40 DVI, Weisung: Ordentliche Einbürgerungen – Checkliste der Prüfungskriterien für Gemeinden, 
Beschluss der Kommission für Justiz, Aarau 24. November 2005. 
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- Berichte der Schulpflege und der Lehrerschaft. Berichtsperiode: letzte 3 Jahre 
- Berichte der Arbeitgeberfirmen. Berichtsperiode: letzte 3 Jahre 
- Integration in Vereinen und Verbänden: Befragung der Gesuchstellenden 
- Heimat- und Staatskunde: Befragung und/oder Test 
- Aktueller (nicht älter als drei Monate) Auszug aus dem Strafregister 
- Selbstdeklaration keiner hängigen Strafverfahren und keiner Strafbegehung mit 
Bestätigung des Polizeipostens 
- Bericht der Jugendanwaltschaft 
Im Weiteren führt das DVI i.S. Sprachkenntnisse und kultureller Integration
aus: „Die kulturelle Integration der Bewerberinnen und Bewerber wird von den 
Gemeindeorganen geprüft. [...] Nachsicht wird geübt bei Bewerberinnen und 
Bewerbern mit geistiger Behinderung oder im hohen Alter. Bei Einbürgerungen 
einer ganzen Familie erweist sich in der Regel die Hausfrau und Mutter in 
sprachlicher Hinsicht als schwächstes Glied. [Einige] Gemeindebehörden lassen 
auch in solchen Fällen eine grössere Toleranz walten. Die Einbürgerungskom-
mission des Grossen Rates kann diese grosszügige Haltung nicht nachvollzie-
hen. Es bedeutet keine unbillige Härte, das Gesuch einer sprachunkundigen 
Hausfrau oder Mutter abzuweisen.“41
41 DVI, Weisung: Einbürgerung von Ausländerinnen und Ausländern/Sprachkenntnisse, Aarau 14. 
April 2003, S. 1 f.
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Zu den kantonalen und damit gemeinderätlichen Erhebungsberichten besteht 
auch eine Weisung inhaltlicher Natur des EJPD/Bundesamtes für Migration 
(BFM): „Je besser die Erhebungen ausfallen, um so mehr besteht die Gewähr 
dafür, dass dieses Ziel [Einhaltung der gesetzlichen Voraussetzungen] eingehal-
ten wird. [...] In der Schweiz integriert ist im Sinne des Bürgerrechts, wer am 
wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Leben teilnimmt, die für ein friedli-
ches Zusammenleben elementaren Verhaltensregeln und Prinzipien beachtet und 
die verfassungsmässigen Grundwerte respektiert. Gehören der Bewerber oder 
die Bewerberin einer Vereinigung an, welche diese Grundwerte nicht respektiert, 
ist dies aufzuführen. Näher abzuklären sind auch diejenigen Fälle, in denen ein 
Bewerber aktiv in einer religiösen oder politischen Vereinigung mitmacht, wel-
che gegenüber Andersdenkenden eine intolerante Haltung vertritt.“42 Das BFM 
kritisiert im Allgemeinen, dass die Erhebungen durch die Gemeinden häufig 
nicht dem gesetzlichen Bedürfnis nach Klarheit und Vollständigkeit entsprechen 
oder sich die Entscheidungen der Behörden nicht auf die im Verfahren gesam-
melten Fakten stützen bzw. wegen der Dürftigkeit der gesammelten Daten dies 
gar nicht möglich ist. 
Weiter soll die Gemeinde durch Befragung folgende Punkte klar erheben:43
- Der Kandidat muss die Prinzipien der Bundes- und Kantonsverfassung respek-
tieren: Gleichberechtigung der Geschlechter in Familie und Beruf, Trennung von 
Staat und Religion (Laizismus), Gewaltmonopol des Staates, Respektierung des 
42 BFM, Rundschreiben (RS) betr. kantonale Erhebungsberichte zu Einbürgerungsgesuchen nach 
Art. 2 BüG vom 26. Mai 2005, 01-000/GAM, Bern-Wabern 2005, S. 4. 
43 Checkliste, S. 2. 
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Kindeswohl bei der Erziehung (keine Gewalt in der Erziehung), Respekt vor 
sozialen (z.B. Homosexualität), sprachlichen und ethnischen Minderheiten, etc. 
- Respektierung der Rechtsordnung i.w.S. (keine verbale oder tätliche Gewalt in 
der Konfliktlösung im Alltag). Dazu sind immer zusätzliche Referenzen inner-
halb des Gemeinwesens zu holen. Arbeitszeugnisse allein reichen hier nicht aus 
(dass hier das neue vorgedruckte Formular KBüG 1/41.1 suggeriert, es seien 
keine zusätzlichen Referenzen nötig, wenn ein Arbeitgeberbericht vorliegt, ist 
nicht verständlich).
- Respektierung finanzieller Verpflichtungen (keine Betreibungen oder offene 
Verlustscheine in einer 5-jährige Berichtsperiode; Einhaltung elterlicher und 
verwandtschaftlicher Verpflichtungen; keine Steuer- od. andere Gemeindeschul-
den).
V. Methodik der Integrationsüberprüfung 
A. Allgemeines
Ein grosser Teil der gesetzlichen Integrationsvoraussetzungen wird durch die 
eben erwähnten Prüfungspunkte in den Weisungen des Kantons und des Bundes 
objektiviert und ist einer materiellen Überprüfung zugänglich (sprachliche In-
tegration, Integration in die Rechtsordnung, schulische und berufliche Integrati-
on).
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Andere Punkte wie die Eingliederung in die Schweizer, kantonalen und Ge-
meinde-Verhältnisse (also die gesellschaftliche und soziale Integration), die vom 
Gesetz zwingend vorgesehen sind, müssen im Aargau von der Behörde auf Ge-
meindeebene selbst konkretisiert und inhaltlich gefüllt werden.  
Um nun diese Konkretisierung pflichtgemäss durchführen zu können, müssen 
auch die Faktoren berücksichtigt werden, welche statistisch gesehen als Auslöser 
der Einbürgerung gelten können und die vom BFS auch als Gründe für die sehr 
starke Zunahme der Einbürgerungen in den letzten 15 Jahre insbesondere bei 
einzelnen Herkunftsnationalitäten angegeben werden. Dieser Anstieg wird in 
erster Linie anhand folgender Faktoren erklärt:44
- Gesetzliche Faktoren: Seit 1992 ist der Erwerb der Schweizer Staatsbürger-
schaft nicht mehr an den Verlust der ursprünglichen Nationalität gekoppelt (Er-
laubnis der Doppelbürgerschaft). 
- Motive im Zusammenhang mit der Wirtschaftslage: Der Erwerb des Schweizer 
Bürgerrechts bei schlechter Wirtschaftslage und steigender Arbeitslosigkeit wird 
von den Migranten als vorteilhaft angesehen. „Zudem bietet selbst eine Nieder-
lassungsbewilligung (C-Bewilligung) bei längerer Arbeitslosigkeit und Fürsor-
geabhängigkeit keine Garantie für einen unbegrenzten Aufenthalt in der 
Schweiz.“45
- Faktoren im Zusammenhang mit der politischen Lage im Herkunftsland: „For-
schungsergebnisse aus dem Ausland zeigen, dass das Bürgerrecht häufiger er-




worben wird, wenn sich die Situation im Herkunftsland verschlechtert. Die zu-
nehmenden Einbürgerungen sind deshalb zum Teil darauf zurückzuführen, dass 
sich insbesondere Personen aus dem ehemaligen Jugoslawien angesichts der 
Krisen im eigenen Land für eine Einbürgerung in der Schweiz entschieden ha-
ben.“46
Es kommen weitere, individuelle Merkmale dazu, die bei der Entscheidung für 
eine Einbürgerung mitwirken: „Dabei handelt es sich entweder um „symbolische 
Faktoren“ – die zeigen, welche Bedeutung die Betroffenen dem Schweizer Pass 
beimessen – oder um instrumentelle Faktoren – also um Kriterien, die den Er-
werb des Bürgerrechts im Hinblick auf bestimmte Bereiche als nützlich erschei-
nen lassen (Stellensuche, Auslandsreisen, usw.).“47 Das umgekehrte Phänomen, 
nämlich dass sich viele gut integrierte Ausländer nicht einbürgern lassen, wird 
statistisch ebenfalls erfasst.48
Das Gesetz führt nun aber keine Wertung der persönlichen Begründungen für 
eine Einbürgerung durch. Es sieht jedoch zwingend vor, dass der Gesuchsteller 
im Moment der Einreichung des Gesuches und später den im BüG und dem 
KBüG formulierten Erfordernissen entspricht (z.B. Integration in die Schweizer 
Gesellschaft). Was dann durchaus die Frage nach der Kausalität des Einbürge-
rungsgesuchs stellen lässt. Eine Trennung der Einbürgerungsfrage von der Integ-
46 Ebenda. 
47 Ebenda, S. 19. 
48 Ebenda, S. 7. 
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rationsfrage ist also nicht möglich.49 Und hier ist die Gemeinde vom Gesetz als 
Kontroll- und Berichtsinstanz eingesetzt.
Es ist also Aufgabe der Einbürgerungsbehörden in ihrer Erhebungsarbeit zu 
kontrollieren, ob der Gesuchsteller im Sinne des Gesetzes integriert ist. Hier 
muss auch eine Kontrolle der individuellen Einbürgerungsgründe stattfinden. 
Die Definition des vom Gesetz gebrauchten Integrationsbegriffes folgt im nächs-
ten Kapitel.
B. Integration
„Die Eignungsabklärung [also die Abklärung der vorhandenen Integration in die 
lokalen, kantonalen und Schweizer Verhältnisse] geht von der Erwartung aus, 
dass zwischen dem Einbürgerungswilligen und der Aufnahmegesellschaft eine 
gewisse Übereinstimmung gegeben sein müsse.“50 Dieser Integrationsbegriff 
sagt aus, dass Schweizer ausländischer Herkunft einen Teil ihrer kulturellen 
Identität quasi als Substanz bewahren dürfen. „Geblieben ist die Erwartung, dass 
Einbürgerungswillige die einheimische Kultur in ihrer kommunalen, kantonalen 
und nationalen Dimension übernehmen. Neben Konformität gegenüber formel-
len Aufnahmebedingungen wird also noch eine Verinnerlichung der Sitten und 
Gebräuche des Kantons und des Landes verlangt […].“51
49 KREIS Georg/KURY Patrick, Die schweizerischen Einbürgerungsnormen im Wandel der Zei-
ten, Bern 1996, S. 11 ff. 
50 Ebenda, S. 44. 
51 Ebenda, S. 45 f. 
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Diese Verinnerlichung bedeutet aber nicht die Preisgabe der Sprache, der Reli-
gion und anderer kultureller Merkmale aus der Herkunftsregion – so wenig wie 
die Ablegung der ursprünglichen Staatszugehörigkeit (es wird also folgerichtig 
nicht mehr die Assimilation der Gesuchsteller verlangt). Vielmehr soll zwischen 
dem Kandidaten und der Schweizer Gesellschaft und Kultur in wichtigen, zent-
ralen Punkte Übereinstimmung herrschen.52 Diese Punkte sind: 
- Gleichberechtigung von Mann und Frau in Beruf, Familie und Politik. 
- Religionsverständnis, das auf Trennung von Staat und Glauben basiert und die 
Religion als reine Privatsache ansieht. Kein fundamentalistisches oder intoleran-
tes Religionsbild. 
- Bejahung der Demokratie als Staatsystem und Ablehnung von politischer Ge-
walt im In- und Ausland. Keine Teilnahme an extremistischen Organisationen 
und Vereinigungen. Kein Dienst in einer fremden Armee oder paramilitärischen 
Organisation.
- Teilnahme am Wirtschaftsleben und Erwerb von Bildung (siehe Art. 4 lit. d 
VIntA* unten nächste Seite). 
- Andere Verfassungsprinzipien, wie z.B. Einhaltung der Rechtsordnung, etc. 
Die Überprüfung der Integration erfordert von den Behörden gesunden Men-
schenverstand und kann durch das Gesetz nicht näher, auf den Einzelfall „ge-
nau“ vordefiniert werden. Dieser unbestimmte Begriff muss immer wieder neu 
52 Eidgenössische Kommission für Ausländerfragen EKA, Umrisse zu einem Integrationskonzept, 
Bern 1996. 
EINBÜRGERN IM AARGAU 
47
konkretisiert werden und unterliegt zeitlichen Abwandlungen und Neuinterpreta-
tionen.53
Hier haben auch das neue Bundesgesetz über die Ausländerinnen und Ausländer 
(AuG) und die dazugehörende Verordnung über die Integration von Auslände-
rinnen und Ausländern (VIntA)* keine Abhilfe geschaffen. So stellt Art. 4 AuG 
fest, Ziel der Integration sei das Zusammenleben der einheimischen und auslän-
dischen Wohnbevölkerung auf der Grundlage der Werte der Bundesverfassung 
und gegenseitiger Achtung. Abs. 4 erklärt dann, dass der Ausländer sich in die 
gesellschaftliche Verhältnisse und Lebensbedingungen einordnen und eine Lan-
dessprache erlernen muss. Die Sprache muss bei einer Einbürgerung (je nach 
Bildungsferne) zumindest mündlich beherrscht und so weit gelesen werden kön-
nen, wie dies im Verkehr mit den Behörden und Schulen nötig ist.54 Art. 4 lit. a-
d VIntA wiederholt dann, dass Integration das konfliktfreie Zusammenleben auf 
der Basis gemeinsamer Grundwerte und Verhaltensweise bedeutet. Art. 4 VIntA 
erläutert zum Beitrag der Ausländer zur Integration, dass diese aus eigenem An-
trieb die rechtsstaatliche Ordnung und die demokratischen Prinzipien respektie-
ren, eine Landessprache erlernen und den Willen zur Teilnahme am Wirtschafts-
leben und zum Erwerb von Bildung bekunden müssen. 
Abschliessend kann gesagt werden, dass die vom Gesetz verlangte Integration 
nicht in einem Zusammenhang steht zu den vom BüG aufgestellten formalen 
Erfordernissen der Einbürgerung, wie z.B. den Wohnsitzerfordernissen: Die 
53 Zur Thematik der Auslegung und Konkretisierung des (öffentlichen) Rechts siehe statt vieler: 
HÄFELIN/HALLER, S. 27 ff. 
54 EKA, Der Integrationsbegriff im Gesetz – Leitfaden für den Umgang mit den neuen Bestim-
mungen, Bern 2007, S. 5 ff. 
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Einhaltung letzterer bedeutet nicht automatisch, dass das Kriterium der Integra-
tion vom Kandidaten erfüllt wird. Und umgekehrt können Personen, die seit 
weniger als 12 Jahre in der Schweiz wohnhaft sind, durchaus integriert sein (sie-
he oben Bericht des BFS).
C. Vorschläge für die konkrete Prüfung der Kandidaten 
Es erscheint sinnvoll, die Eignungsprüfung durch den Gemeinderat bzw. durch 
die zuständige Einbürgerungskommission gedanklich in drei Teile zu zerlegen: 
Einerseits die Überprüfung der formellen Erfordernisse, den sogenannten Hard-
Factors (Wohnsitz, Fehlen von (Steuer-)Schulden bei der Gemeinde, Betreibun-
gen, blankes Strafregister, Selbstdeklaration betr. Strafverfahren, Bestätigung 
des Polizeipostens, etc.), bei denen es für die Behörden kein Ermessenspielraum 
gibt und die, falls sie nicht erfüllt sind, das Verfahren stoppen.
In einem zweiten Moment sollen die sogenannten Soft-Factors, also die Integra-
tion als Eignung für die Einbürgerung, erfasst werden. Diese wären z.B.: Integ-
ration in der Schule, am Arbeitsplatz, in lokalen Vereinen und Verbänden, Re-
spekt vor der Verfassungsordnung, vor dem anderen Geschlecht, etc. – wie 
bereits in den vorhergehenden Kapiteln erwähnt.55 Es versteht sich von selbst, 
dass nur ein Teil dieser Informationen von der Behörde mittels einer standardi-
sierten Prüfung einzuholen ist. Sie wird nicht umhin kommen, mit den Ge-
suchstellern ein vertieftes Gespräch zu führen. Denn nur im diskursiven Mitein-
ander der Behörde und des Gesuchstellers kann der für die gesetzliche 
55 DVI, Checkliste, S. 1 ff. 
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Konkretisierung nötige Erkenntnisgewinn entstehen.56 Dieses Gespräch sollte in 
einem ungezwungenen Rahmen stattfinden. Es geht nicht um ein Verhör des 
Gesuchstellers, sondern um ein näheres Kennenlernen.57 Es ist denkbar, dieses 
Gespräch mit dem Kandidaten in seiner vertrauten Umgebung („herrschaftsfreier 
Raum“) stattfinden zu lassen (z.B. Wohnung). So kann auch eine klare Trennung 
vom dritten Teil des Verfahrens vollzogen werden, wo dann sowohl die Prüfung 
der Heimat- und Staatskunde als auch der sprachlichen Fähigkeiten des Kandi-
daten (mündlich oder durch einen Multiple-Choice-Test) in den Lokalitäten der 
Behörde („obrigkeitlicher“ Teil des Verfahrens) durchgeführt wird.58
56 Die Bedeutung des „Gesprächs“ als Topos der Rechtsfindung und Werkzeug der juristischen 
Methodenlehre kann nicht überschätzt werden. Im Gesprächsbegriff beinhaltet wird die Diskurs-
theorie und andere Aspekte juristischer Hermeneutik, z.B. das Phänomen der „Argumentation“: 
„[Die gesprächsweise] Argumentation wird definiert als „das Anführen von Gründen für oder 
gegen eine Behauptung.“ Diese steht in der Nähe […] mit dem häufig verwendeten Begriff Dis-
kurs. Darunter versteht man traditionell die argumentative, methodisch reflektierte und kontrollier-
te Form des im Unterschied zur Intuition über gesprochene oder geschriebene Rede und Gegenre-
de begrifflichen Denkens. […] Man könnte auch die Begriffe „dialogisch“ oder „dialektisch“ 
verwenden.“ SCHLUEP Walter, Einladung zur Rechtstheorie, Bern 2006, S. 1120. Und weiter: 
„In der modernen, namentlich seit Habermas geläufigen Semantik, steht der Begriff geradezu für 
Rationalität schlechthin.“ Ebenda. Weiter führt Schluep aus: „Allein die Übereinstimmung in der 
Beurteilung eines Argumentes verbürgt dessen Richtigkeit nicht, Es kommt doch wohl darauf an, 
unter welchen Voraussetzungen und wie die Diskussion stattgefunden hat.“ Ebenda, S. 1122.
57 Für alle – also nicht nur für normative – Sprechakte gibt es nach Habermas eine „ideale Sprech-
situation“. […] In einem Kürzel kann man sie kennzeichnen als herrschaftsfreien Austausch von 
Argumenten. Habermas fordert dazu Chancengleichheit aller potenziellen Teilnehmer eines Dis-
kurses zur kommunikativen Äusserung […].“ Ebenda, S. 1123. Nur dieses Setting des Einbürge-
rungsgesprächs erlaubt es, widersprüchliche Argumente i. S. Überprüfung von rechtlichen Begrif-
fen wie Integration, etc. an die Realität des Gesuchstellers anzupassen.
58 Hier hat nämlich eine pluralistische Auffassung des Verfahrens der Meinungsbildung keinen 
Platz mehr. Die Erfordernisse von Gerechtigkeit, Rechtsgleichheit und Willkürfreiheit müssen 
dann mit der Formel „Legitimation aus Verfahren“ erreicht werden; siehe dazu SCHLUEP, S. 
1137 und dort die Referenz zu Niklas Luhmann und Axel Tschentscher. 
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Hierbei geht es selbstverständlich nicht um eine „Inspektion“ des Hauses des 
Bewerbers (im Gegenteil: siehe dazu FN 53 ff.), sondern um ein Entgegenkom-
men der Behörde, die sich auch physisch dem Kandidaten hinwendet und auf 
diesen zugeht. Bei der Einbürgerung geht es schliesslich um die Aufnahme des 
Individuums als Persönlichkeit in die Schweizer Gesellschaft und Gemeinschaft. 
Die konkrete Prüfung der letzten zwei Punkte der Eignung des Kandidaten sollte 
einen standardisierten, modularen Aufbau aufweisen – dies nicht zuletzt, um 
eine möglichst transparente und nachvollziehbare Entscheidung der Behörde zu 
garantieren und das Erfordernis der Rechtsgleichheit aller Kandidaten zu erfül-
len.
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Teilnahme am örtlichen Vereinsleben (Befragung) Mehrere positive, örtliche Referenzen (Gespräch - immer)
Bei Erfüllung aller anderen negativen und positiven gesetzlichen Einbürgerungsvoraussetzungen 





Voraussetzung für die Prüfung ist natürlich, dass die anderen, hier in der Abbil-
dung neben dem Pfeil erwähnten Erfordernisse bereits erfüllt sind, wie z.B.: 
positive Berichte von Arbeitgeber und Schule, blankes Strafregister, keine Vor-
kommnisse bei der Polizei und Schulpflege, etc. Eingebürgert wird der Kandidat 
mit 80 der 110 möglichen Punkte. Der Heimatkundetest wird als bestanden er-
achtet, wenn 60% der Fragen richtig beantwortet werden. Die Vorgaben des 
Grossrates respektierend, muss der Heimatkundetest in jedem Fall eine Quote 
von 60% richtigen Antworten vorweisen. Sollte ein Gesuchsteller weniger kor-
rekte Antworten erreichen, kann er nicht eingebürgert werden. Es versteht sich 
von selbst, dass die verschiedenen Kandidaten eines gleichen Dossiers (z.B. 
Ehepartner) je einzeln bewertet werden müssen. Bei in Eltern-Dossiers einbezo-
genen, schulpflichtigen Kindern müssen natürlich altersgerechte Fragen gestellt 
werden.
Die Höherbewertung von „Soft-Factors“ in diesem Konzept (wie die Teilnahme 
am örtlichen Schweizer Kultur- und Vereinsleben bzw. die Befragung von ange-
gebenen Referenzen und Nachbarn des Kandidaten), wird es ermöglichen, auch 
bildungsferne Menschen einzubürgern, denen die Beantwortung klassischer 
Wissensfragen in einer schulähnlichen Umgebung sehr schwer fallen kann. Die-
ser neue Ansatz erscheint sowohl sach- und einzelfallgerechter als auch an die 
gewandelten Bedürfnisse einer modernen, fragmentierten Gesellschaft angepasst 
zu sein, in der die grösste Gefahr der Verlust der sozialen Kohäsion ist.59 Die 
59 Siehe dazu für mögliche Problemfelder: ZIMMERLI Sven, Strafzumessung im Kulturkonflikt – 
zur Beurteilung des Verschuldens bei fremder Herkunft des Täters, S. 261 ff.; CIRIGLIANO 
Luca, „Out of Control?“ – Einige Gedanken zur Kybernetik des Rechts [..], S. 67 ff.; beide in 
LUGINBÜHL Beatrice/SCHMIDT Juana, Diskriminierung und Integration, Zürich 2006. Und 
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Bewertung des Sprachtests, falls er mündlich stattfindet, muss nach subjektiven 
Gesichtspunkten erfolgen. Dies muss wohl als ein Risiko der Rechtsungleichheit 
gelten, aber der Aufwand eines schriftlichen (Heimatkunde- und) Sprachtests 
kann je nach Gemeindegrösse unverhältnismässig sein – insbesondere, da ein 
Gespräch zwischen dem Kandidaten und der Behörde in allen Fällen mindestens 
einmal stattfinden muss und an diesem Anlass die sprachlichen Fähigkeiten bei 
einer gewissen Sorgfalt nachvollziehbar geprüft werden können. Grössere Ge-
meinden und Städte sollten aber den Sprachtest grundsätzlich schriftlich und in 
einem streng geregelten Prüfungs-Setting durchführen, um allfällige Willkür 
oder „Schummelei“ von Vornherein auszuschliessen.  
D. Die häufigsten Integrationsprobleme als Hindernis einer Ein-
bürgerung
Eine vielfältige und fast schon unüberblickbare Literatur um die (fehlende) In-
tegration von Migranten ist seit dem Ende der 90er Jahre im europäischen Dis-
kurs erschienen. Die Schweiz macht hier keine Ausnahme. Als erstes zu nennen 
ist der umfangreiche Bericht des BFM „Probleme der Integration von Auslände-
rinnen und Ausländern in der Schweiz“60. Darin werden einerseits durch statisti-
sche Erhebungen gesellschaftliche Bereiche erhellt, wo die Nichtintegration 
bzw. „Desintegration“ der Ausländer besonders wahrnehmbar auftritt und ande-
rerseits bestimmte „Risikogruppen“ unter den Migranten festgemacht, bei denen 
eine erhöhte Häufung der erwähnten Integrationsprobleme auftritt. Die im Be-
richt spezifisch erwähnten Bereiche, in denen Integrationsdefizite auftreten, sind 
weiter FN 66 unten zur Problematik der Abkapselung der Bevölkerung mit Migrationshintergrund 
in sog. „ethnischen Kolonien“. 
60 EJPD/BFM, Bern 2006. 
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u.a.: Schule, Berufsbildung, Sprache, Sicherheit/Kriminalität, Religion und Kul-
tur.61 Je nach Bereich werden dann die einzelnen Risikogruppen aufgelistet, 
wobei es sich von selbst versteht, dass es sich um eine statistische Typisierung 
von sozio-kulturell und -ökonomisch stark individuell schwankenden Daten 
handelt.
Dabei weisen folgende Gruppen eine erhöhtes Risiko an Desintegration auf: 
Wenn es um die Gefahr von schulischem und beruflichem Versagen geht, zeigen 
sowohl Kinder und Jugendliche mit mehreren Geschwistern und ohne Zugang zu 
(vor)schulischen Einrichtungen (Kinderkrippen, Ganztagesschulen, Mittagsti-
sche)62 als auch Jugendliche und Erwachsene der zweiten Einwanderungsphase 
(insbesondere aus Ländern des ehemaligen Jugoslawiens, Portugal, Türkei) eine 
starke Gefährdung auf.63 Wenn es um das Entstehen von kulturell oder religiös 
bedingten Spannungsfeldern geht, sind sichtbare Integrationsschwierigkeiten bei 
Bekleidungsvorschriften und Dispensationsgesuche von Schulaktivitäten streng-
gläubiger, orthodoxer Personen gegeben: Sei dies das Tragen spezifischer religi-
öser Kleidung in der Schule oder bei der Arbeit, Dispensationsgesuche von 
Schullagern, Schwimm- oder Biologieunterricht oder das Besuchen religiös-
fundamentalistischer Internate, Kirchen und Moscheen.64 Letztere Spannungs-
felder betreffen keineswegs nur Vertreter der muslimischen Glaubensgemein-
schaft, wie der erste Eindruck glauben lassen könnte: „ Es handelt sich regel-
mässig um sehr komplexe Themen, die nach differenzierter Diskussion und 
Darstellung verlangen: Dies gilt etwa für die Debatten rund um das Schächten 
61 Ebenda, S. 2 f. 
62 Ebenda, S. 26. 
63 Ebenda, S. 36. 
64 Ebenda, S. 86. 
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oder – auf einer ganz anderen Ebene – um Zwangsheiraten und arrangierte Ehen 
oder um Beschneidungen von Frauen und Mädchen.“65
Für die Einbürgerungsbehörde stellt sich z.B. die weder leichte noch angenehme 
Aufgabe, so gut wie möglich ausschliessen zu können, ob bei einem (verheirate-
tem) Paar eine arrangierte bzw. „Zwangsehe“ besteht, was in verschiedenen 
Kulturen üblich, aber dem heutigen Schweizer Familienverständnis und der hie-
sigen Rechtsordnung zutiefst fremd ist und häufig auch rechtliche Konsequenzen 
nach sich ziehen müsste (Annulation der Ehe). Dies ist gemäss statistischen Er-
hebungen besonders bei tamilischen, kosovarischen, pakistanischen und türki-
schen Personen ein zu beobachtendes Phänomen.66 Hier ist darauf zu achten, ob 
eine in der Schweiz geborene oder aufgewachsene Person einen erst kürzlich 
„eingeflogenen“ Partner heiratet: „So dürften allein in den letzten zehn Jahren 
gegen 50 000 Ehefrauen und Ehemänner aus dem Balkan und der Türkei in die 
Schweiz geholt worden sein, meistens aus ländlichen Gegenden und mit mini-
maler Schulbildung.“67
Auch ist klar festzuhalten: Arrangiertes Heiraten (nicht Zwangsheiraten!) kann
in einigen Fällen toleriert werden, muss also keine Konsequenzen auf den aus-
länderrechtlichen Aufenthalt in der Schweiz haben. Mit einer Einbürgerung aber, 
wo das Gesetz einen erhöhten Grad von erfolgter Integration verlangt, ist ein 
solches Verhalten m.E. nicht vereinbar. Dies muss natürlich auch dann geprüft 
werden (bzw. umso sorgfältiger), wenn nur ein Ehepartner um die Bürgerschaft 
65 Ebenda S. 88 f. 




ersucht.68 Die Überprüfung von möglichen Zwangsehen, welche die verfas-
sungsmässigen Rechte der Eheleute massiv verletzen, sind mit allen der Behörde 
möglichen Mitteln gewissenhaft zu untersuchen (Befragung der Kandidaten, der 
(erweiterten) Familie, von Referenzpersonen, Nachbarn und wenn nötig von 
weiteren Auskunftspersonen). 
Ein anderer wichtiger Überprüfungspunkt bei der Einbürgerung ist, ob der Kan-
didat sich nur in sogenannten „ethnischen Kolonien“ bewegt. Diese werden de-
finiert als freiwillige räumliche und/oder soziale Segregation von Migranten. 
Dabei bewegt sich eine Person fast ausschliesslich in ethnisch oder kulturell 
einheitlichen Gruppen, Organisationen und Bekanntschaften. Der Kontakt mit 
Personen besonders der Mehrheitsgesellschaft ist untervertreten. Die sozialen 
Beziehungen laufen möglichst über Personen gleicher Ethnie, Kultur oder Reli-
gion ab.69 Das vorübergehende, kurze Verweilen in einer ethnischen Kolonie 
kann für neu zugewanderte Personen aus dem Ausland durchaus sinnvoll und 
natürlich sein. Eine einbürgerungswillige Person aber, die ihr Leben in einer 
ethnischen Kolonie verbringt, entspricht per Definition nicht den Integrationser-
fordernissen des Gesetzes, die zwar durchaus die Beibehaltung der ursprüngli-
chen Sprache, Tradition, etc. erlauben, dies aber nur als Facette der Identität des 
Einbürgerungswilligen („Eingliederung in die Aargauer und Schweizer Verhält-
nisse“). Die Behörden müssen also überprüfen, ob der Kandidat genügend Refe-
renzen von Schweizer Bezugspersonen angeben kann, insbesondere im gleichen 
Dorf bzw. im restlichen Kanton. Dazu soll auch die Mitgliedschaft in einem 
(nicht ethnisch oder religiös separierten) örtlichen Verein oder Verband über-
68 Mehr zu diesem Thema: www.zwangsheirat.ch (besucht am 10.02.2008). 
69 CEYLAN Rauf, Ethnische Kolonien – Entstehung, Funktion und Wandel am Beispiel der türki-
schen Moscheen und Cafés, Wiesbaden 2006, S. 45 ff. 
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prüft werden. Sind beide Angaben unzulänglich (weniger als drei positive Refe-
renzen von Einheimischen, keine Teilnahme am sozialen Leben der Mehrheits-
gesellschaft, integrationsrelevantes negatives Feedback der Nachbarn) ist die 
Integration i.S.d. Gesetzes zu verneinen. Zur Bildung von ethnischen Kolonien 
trägt auch eine „diskriminierende“ Heiratspraxis bei, die von den Mitgliedern 
der gleichen Nationalität, Religion bzw. Ethnie verlangt, nur unter sich zu heira-
ten.70
Schliesslich sei nochmals an die anderen, bereits erwähnten Prüfungspunkte
erinnert, welche den Gemeinden vom Kanton zwingend vorgeschrieben werden: 
Respekt der Verfassungsordnung, vor dem anderen Geschlecht und Respektie-
rung der Rechtsordnung. Zu letzterem gehört auch eine gewaltfreie Streitkultur71
und ein tadelloser Leumund. Diese sind besonders bei jungen Einbügerungskan-
didaten anhand von Schulberichten, Polizeimeldungen und Referenzen von 
Nachbarn genau zu überprüfen.
E. Rechtliches Gehör in der Gemeindeversammlung bzw. im 
Einwohnerrat, Abstimmungsmodalitäten 
Mit der bereits erwähnten Praxisänderung des Bundesgerichts vom 9. Juli 2003 
werden Einbürgerungsentscheidungen der Gemeindebehörden und des Kantons 
als Verfügungen qualifiziert, als individuell-konkrete Rechtsanwendungsakte, 
auf die Anspruch auf Begründung besteht. Dieser Entscheid wurde vom DVI, 
70 Ebenda, S. 205 f. am Beispiel des teilweise beobachteten faktischen „Heiratsverbotes“ innerhalb 





Sektion Bürgerrecht, rezipiert und mit Mitteilung vom 15.08.03 „Einbürgerun-
gen von Ausländerinnen und Ausländern nach den Urteilen des Bundesgerichts 
vom 09.07.03“ an die Gemeinderäte des Kantons Aargau weitergeleitet.72 Insbe-
sondere hat das Bundesgericht Urnenabstimmungen über Einbürgerungen für 
verfassungswidrig erklärt. Das Referendum gegen Beschlüsse der Gemeindever-
sammlung bzw. des Einwohnerrates über die Zusicherung des Gemeindebürger-
rechts ist also ausgeschlossen. Neben dieser Entscheidung hat das Bundesgericht 
auch in einem, wie bereits erwähnt, kontroversen Passus, die Begründungs-
pflicht für ablehnende Entscheidungen eingeführt. „Systembedingt ist eine ei-
gentliche Begründung nur dann möglich, wenn vor der Abstimmung effektiv 
eine Diskussion stattfindet und dabei klare Argumente vorgetragen werden.“73
Die an der Gemeindeversammlung bzw. im Einwohnerrat vorgetragenen Argu-
mente müssen protokolliert werden und gelten bei einer allfälligen Ablehnung 
als retroaktive Begründung.
Das Aargauer Staatsrecht sagt nichts über die Teilnahme der Einbürgerungskan-
didaten an den Verhandlungen der Gemeindeversammlung bzw. des Einwohner-
rates. Die allgemeinen Bestimmungen des GG sind also anzuwenden. Gem. § 26 
Abs. 1 GG und § 55 GG sind die Gemeindeversammlungen und Sitzungen des 
Einwohnerrates öffentlich. Bei der Beratung des Einbürgerungsgesuches kann 
72 Diese Schreiben, wie die bereits vorher zitierten „Checklisten“, „Kreisschreiben“, etc., sind als 
generelle Weisungen von übergeordneten Instanzen an andere Verwaltungsstellen zu betrachten. 
Sie sind als Verwaltungsverordnungen zu qualifizieren und begründen für den Bürger unmittelbar 
keine Rechte und Pflichten. Der Kanton ist befugt, mit diesen Dienstanweisungen einen gleich-
mässigen und sachrichtigen Gesetzesvollzug sicherzustellen, insbesondere auch, da es sich bei der 
Prüfung der Voraussetzungen der Einbürgerung durch die Gemeinde um eine Kompetenzdelegati-
on durch den Kanton handelt. HÄFELIN/HALLER, S. 344, HÄFELIN/MÜLLER/UHLMANN, S. 
24 ff. 
73 DVI, Mitteilung, Einbürgerungen von Ausländerinnen und Ausländern nach den Urteilen des 
Bundesgerichts vom 09.07.03, Aarau 15.08.03. 
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also der Kandidat anwesend sein. Aus wichtigen Gründen (z.B. Furcht vor Re-
pressalien, etc.) kann der Vorsitzende der Versammlung gem. § 26 Abs. 1 GG 
die Teilnahme der Einbürgerungswilligen untersagen; dies ist auch während der 
Versammlung aus sitzungspolizeilichen Gründen jederzeit möglich (Aufrechter-
halten von Ruhe und Ordnung), § 24 Abs. 1 GG.
Jedoch dürfen die Kandidaten während der eigentlichen Beschlussfassung nie
anwesend sein. Bei offenen Abstimmungen haben auch die Ehegatten, die Eltern 
des Einbürgerungswilligen, etc. den Saal zu verlassen, umso mehr, wenn diese 
stimmberechtigt sind: Sie trifft die ordentliche Ausstandspflicht gem. § 25 Abs. 
1 GG. Sind also bereits eingebürgerte oder sonst stimmberechtigte Ehegatten, 
eingetragene Partner, Eltern sowie deren Kinder mit ihren Ehegatten bzw. einge-
tragenen Partnern anwesend, müssen diese vor der Abstimmung das Versamm-
lungslokal verlassen.
Im Übrigen sind aber auch geheime Abstimmungen nach der Beratung möglich, 
wenn ein Viertel der anwesenden Stimmberechtigten es verlangt, § 27 Abs. 2 
GG. Der Entscheid über die Durchführung einer geheimen Abstimmung hat für 
jede Einbürgerung (z.B. Ehegatten-Dossiers) einzeln zu erfolgen. Diese Bestim-
mung ist zwingend und wird von der neuen Bundesgerichtspraxis nicht tangiert, 
welche nur systembedingt Urnenabstimmungen verunmöglicht, nicht aber ge-
heime Abstimmungen an Versammlungen, da an diesen die Begründungspflicht 
eingehalten wird (siehe oben).74
74 Siehe zu allen in diesem Kapitel erwähnten Punkte auch: DVI, Kreisschreiben betreffend Ein-




Wie gesehen handelt es sich beim Institut der ordentlichen Einbürgerung von 
Ausländern auf der Verwaltungsebene der Gemeinden und Kantone um ein Ge-
biet, welches durchaus eine gewisse Dynamik besitzt und das wohl in den nächs-
ten Jahren nicht vom Rechtsetzungsprozess ausgenommen werden wird. Es 
scheint aber, dass sich die potentiellen Änderungen für die Aargauer Gemeinden 
in sehr engen Grenzen halten werden, insbesondere, da die Praxisänderung des 
Bundesgerichtes von 2003 hier ohne grössere Schwierigkeiten umgesetzt wurde. 
Der Aargau hat, wie so häufig, eine gutschweizerische Kompromisslösung ge-
funden, welche Demokratiebedürfnisse mit einem zeitgemässen Verständnis von 
Rechtsstaatlichkeit verbindet. Der Kanton wird also mit seinem flexiblen KBüG 
wohl bereits in der Verordnungsstufe allfällige Änderungen im Bürgerrechtssys-
tem auffangen können. Dies ist vom Standpunkt der Rechtssicherheit aus zu 
begrüssen.
Falls eine Änderung des heutigen Status quo gewünscht werden kann, so dahin-
gehend, dass Gemeinden und Kanton auch in Zeiten wachsender Aufgaben und 
sinkender (finanzieller) Ressourcen die nötige Zeit und Energie in die Einbürge-
rungsprozedur investieren sollen. Denn, wie bereits am Anfang erwähnt, gibt es 
wohl kaum eine wichtigere und edlere Aufgabe für ein Staatswesen, als neue 
mündige Bürgerinnen und Bürger in seiner Mitte willkommen zu heissen. 
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G. Verzeichnis ausgewählter Stichworte 
Abstimmungsmodalitäten 57ff. 




Diskriminierungsverbot  26ff. 
Eignungsabklärung (der Integration) 45ff. 
Einwohnerrat 27, 29, 33, 36, 57ff. 
Extremismus 30, 46 
Gemeindeversammlung  25ff., 29ff., 36, 57ff. 
Integration 10, 21, 23ff., 31f., 39ff., 42ff. 
Integrationsindikatoren  41ff. 
Integrationsprobleme 53ff. 
Integrationsprüfung 42ff. 
Jugendliche 32f., 54 
Kopftuch 31 
Kosten des Verfahrens 32ff. 
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Kriterien für Einbürgerung 37ff. 
Leumund 30, 32, 57 
Nachbarn 24f., 52, 56f., 58ff. 
Religion 13, 31, 35, 41ff, 56f. 
Schulden 30, 42, 48 
Schule  25, 39, 47ff. 
Verfahren in der Gemeinde 26ff.  
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